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betreiben; sind für die Betriebssicherheit und Punktionsfä­
higkeit sowie den zweckgerechten Einsatz der in der medizi­
nischen und veterinärmedizinischen Betreuung angewende­
ten medizintechnischen Erzeugnisse verantwortlich.

(2) Zur Gewährleistung und Wiederherstellung der Be­
triebssicherheit und Funktionsfähigkeit medizintechnischer 
Erzeugnisse sind die technischen Leistungsbereiche der Be­
treiber, die zuständigen Reparatur- und Wartungsdienste der 
Industrie und für die Eichung die meßtechnischen Prüfstel­
len des Amtes für Standardisierung, Meßwesen und Waren­
prüfung in Anspruch zu nehmen.

Schlußbestimmung

§20

Inkrafttreten

Diese Durchführungsbestimmung tritt am 1. Oktober 1987 
in Kraft.

Berlin, den 3. August 1987

Der Minister für Gesundheitswesen
OMR Prof. Dr. sc. med. M e c k l i n g e r  *  1

Anordnung 
über das Statut 

des Institutes für Bergbausicherheit
vom 30. Juni 1987

Auf der Grundlage des §10 Abs. 5 der Verordnung vom
14. Januar 1970 über das Statut der Obersten Bergbehörde 
beim Ministerrat der Deutschen Demokratischen Republik 
(GBl. II Nr. 11 S. 57) wird folgendes angeordnet:

§ 1

Stellung

(1) Das Institut für Bergbausicherheit (nachfolgend Insti­
tut genannt) ist die wissenschaftlich-technische Einrichtung 
der Obersten Bergbehörde beim Ministerrat der Deutschen 
Demokratischen Republik (nachfolgend Oberste Bergbehörde 
genannt) zur Wahrnehmung von Aufgaben, die auf dem Ge­
biet von Wissenschaft und Technik zur Gewährleistung der 
Bergbausicherheit erforderlich sind.

(2) Das Institut erfüllt seine Aufgaben'huf der Grundlage 
der Beschlüsse der Sozialistischen Einheitspartei Deutsch­
lands, der Gesetze und anderen Rechtsvorschriften sowie der 
Anweisungen des Leiters der Obersten Bergbehörde.

(3) Auf der Grundlage des Planes und von Weisungen des 
Leiters der Obersten Bergbehörde bearbeitet das Institut For- 
schungs- und Entwicklungs- sowie Standardisierungsaufga­
ben und übt Gutachter- und Beratertätigkeit aus. Es führt 
diese Tätigkeiten vorrangig für die Oberste Bergbehörde so­
wie in Abstimmung mit der Oberbten Bergbehörde für die 
der staatlichen Bergaufsicht unterliegenden Kombinate und 
Betriebe und für Kombinate und Betriebe, die Bergbauaus­
rüstungen hersteilen und liefern, durch. Die Übernahme von 
Forschungs- und Entwicklungsaufgaben für andere Bereiche 
der Volkswirtschaft bedarf der Zustimmung des Leiters der 
Obersten Bergbehörde.

§ 2

Zielstellung

Die wissenschaftlich-technische Tätigkeit des Institutes ist 
zu richten auf

a) den wissenschaftlichen Vorlauf für die Gewährleistung 
der Bergbausicherheit einschließlich des Brand- und Ex­
plosionsschutzes bei der geologischen Untersuchung, bei 
der Gewinnung und Veredlung mineralischer Rohstoffe, 
bei der Nutzung unterirdischer Raumressourcen sowie 
bei den sonstigen Nutzungen der Erdkruste,

b) die Weiterentwicklung des Grubenrettungs- und Gas­
schutzwesens,

c) die Verhütung, Bekämpfung und Begrenzung der Aus­
wirkungen von Havarien und Bränden im Aufsichtsbe­
reich der Obersten Bergbehörde und

d) die Vervollkommnung der Bestimmungen der staatlichen 
Bergaufsichtsorgane auf dem Gebiet der Bergbausicher­
heit.

Aufgaben

§3

(1) Die wissenschaftlich-technische Tätigkeit des Institutes 
erstreckt sich insbesondere auf

1. die Geomechanik in bezug auf
a) die Beherrschung des Gebirges bei der Herstellung und 

Nutzung von Grubenbauen für die geologische Unter­
suchung und die Gesinnung mineralischer Rohstoffe 
unter besonderer Beachtung des Vorhandenseins von 
Wasser, Laugen und Gas, bei der unterirdischen behäl­
terlosen Speicherung von Gasen und Flüssigkeiten und 
bei der Herstellung, Herrichtung und Nutzung unterir­
discher Hohlräume,

b) die standsichere Gestaltung von Böschungen im Fest­
gestein und von Bergbauhalden sowie

c) die sichere Verwahrung von untertägigen bergbauli­
chen Anlagen und unterirdischen Hohlräumen;

2. den Brand- und Explosionsschutz im Hinblick auf die 
Vermeidung und Bekämpfung von Bränden und Explosio­
nen und die Verminderung ihrer Auswirkungen;

3. die Festlegung von Kriterien für die Einordnung von che­
mischen Stoffen als* Explosivstoffe sowie den gefahrlosen 
Umgang mit Sprengstoffen, Zündmitteln und Sprengzube- 
hör;

4. technische Sicherheitsmaßnahmen für bergbauliche Pro­
zesse, Anlagen und Ausrüstungen bei der Anwendung der 
Prozeßsteuerung und Prozeßüberwachung unter besonde­
rer Berücksichtigung des Einsatzes der Mikroelektronik;

5. die technische Sicherheit von Maschinen und Anlagen, ins­
besondere von Schachtförderanlagen, Tagebaugroßgeräten 
und Bohranlagen sowie den Einsatz von Drahtseilen für 
Gewinnung, Förderung, Fahrung und Transport;

-6. die Bewetterung, das Grubenklima und die Abwendung 
von Gefährdungen durch gas- und staubförmige Verunrei­
nigungen der Wetter;

7. das Grubenrettungs- und Gasschutzwesen im Hinblick auf 
die Suche, Rettung und Bergung von Menschen und die 
Bekämpfung von Havarien;

8. den wissenschaftlichen Gerätebau für die Rationalisierung 
der Forschungs-, Entwicklungs- und Prüftätigkeit.

(2) Das Institut führt Prüfungen durch, zu denen es durch 
Rechtsvorschriften oder durch Weisungen des Leiters der
Obersten Bergbehörde verpflichtet ist.

(3) Das Institut nimmt die ihm auf dem Gebiet der Lan­
desverteidigung einschließlich der Zivilverteidigung übertra­
genen Aufgaben wahr.


